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Paderborner
Perspektiven
Von Maike Stahl

Karten auf den Tisch!

D er Weg, für den sich die Ini-
tiatoren des Bürgerbegeh-

rens gegen den Neubau des 
Stadthauses am Marienplatz ent-
schieden haben, ist speziell. Statt 
in der Angelegenheit zunächst 
rechtliche Klarheit zu schaffen, 
versuchen sie Tatsachen zu 
schaffen. Frei nach dem Motto: 
Wenn wir erst einmal ein paar 
tausend Unterschriften vorlegen 
– sofern sie die zusammen be-
kommen – wird der Rat nicht 
mehr Nein sagen können. Sollte 
er es dennoch tun, wollen sie 
dann doch klagen. 

Zugute halten muss man ih-
nen, dass sie das Bürgerbegehren 
als Privatleute anstrengen und 
dementsprechend auch die Kos-
ten tragen müssen. »Mit den ent-
sprechenden Unterschriften im 
Rücken geht man diesen Weg mit
dem finanziellen Risiko leichter, 
als mit der Ungewissheit«, sagt 
Stephan Hoppe, der das Bürger-

begehren zusammen mit Hart-
mut Hüttemann, Alexander Senn 
und Johannes Knaup durchsetzen 
möchte. Und zumindest in den 
ersten Tagen nach der Ankündi-
gung, das Bürgerbegehren durch-
ziehen zu wollen, läuft die 
Unterschriftensammlung nach 
Aussage der Initiatoren gut an. 

Doch während sie selbst gerne
Gewissheit hätten, dass es sich 
auch auf dem für sie unter Um-
ständen teuren Rechtsweg zu 
kämpfen lohnt, lassen sie diejeni-
gen, deren Unterschriften sie be-
gehren, nach wie vor im Unkla-
ren darüber, was sie denn 
eigentlich wollen. Immerhin gab 
es im Juni 2017 einen einstimmi-
gen Ratsbeschluss für den mit 
insgesamt 150.000 Euro an Preis-
geldern dotierten Architektur-
wettbewerb, der den Abriss der 
Gebäudeteile C und Ca und den 
Neubau zum Inhalt hatte. Darin 
waren auch die Anforderungen 

an das Gebäude bereits vorgege-
ben.

Da es zu diesem Zeitpunkt kei-
ne grundsätzlichen Bedenken 
einer Fraktion gab, scheinen es 
tatsächlich vor allem die Baukos-
ten für den Siegerentwurf des 
Münsteraner Büros zu sein, die 
den Initiatoren des Bürgerbegeh-
rens zu hoch sind. Wohlgemerkt 
ist dieser nicht der teuerste Ent-
wurf aus dem Wettbewerb. Dass 
renommierte Büros keine 08/15-
Entwürfe einreichen, die vor al-
lem auf Kosteneffizienz ge-
trimmt sind, dürfte allen Betei-
ligten vorher klar gewesen sein 
und das wäre vermutlich auch 
nicht unbedingt das, was sich die 
Bürger wünschen würden. Viel-
mehr hat der Rat sich doch gera-
de deshalb für den Wettbewerb 
entschieden, um etwas Besonde-
res an dieser prominenten Stelle 
im Herzen der Stadt zu schaffen.

Was also schwebt den Initiato-
ren vor? Wo wollen sie Kosten 
sparen? Niemand erwartet eine 
ausgereifte architektonische Pla-
nung. Dass sie das nicht leisten 
können, steht völlig außer Frage. 
Aber zumindest ihre Ideen, wo-
hin die Reise gehen soll, zu skiz-
zieren, sollten die Paderborner 
von ihnen verlangen dürfen. 
Denn wer die Bürger wirklich 
ernst nehmen und in derart 
wichtige Prozesse einbeziehen 
will, der muss ihnen die Hinter-
gründe offenlegen, damit sie 
fundiert entscheiden können.

Zwei von drei IC sind pünktlich
Paderborn/Altenbeken (mai).

Intercitys und Eurocitys sind in
Altenbeken im Schnitt etwas
pünktlicher als in Paderborn. Das
hat eine Anfrage des FDP-Bundes-
tagabgeordneten Frank Schäffler
ergeben. Allerdings kommen an
beiden Bahnhöfen nur etwa zwei
Drittel aller IC, EC und gut drei
Viertel der ICE pünktlich an. Diese
Zahlen haben sich im Vergleich
zwischen Juni und Dezember 2018

nur wenig verändert. Demnach
trafen im Dezember 67,2 Prozent
der IC und EC (Juni: 66,9 Prozent)
pünktlich in Paderborn ein sowie
78,7 Prozent der ICE (Juni: 81,7 Pro-
zent). In Altenbeken hielten sich
im Dezember 70,1 Prozent der IC
und EC an den Fahrplan (Juni: 71,4
Prozent) und 78,6 Prozent der ICE
(Juni: 80 Prozent). 

Für Regionalzüge liegen keine
Daten vor.

Spielhallen 
sollen 

mehr zahlen
Paderborn (mai). Nun ist es

beschlossene Sache: Die Vergnü-
gungssteuer soll in Paderborn um
einen Prozentpunkt auf sechs Pro-
zent erhöht werden. Das hat der
Stadtrat am Donnerstagabend
gegen die Stimmen der CDU-Frak-
tion beschlossen. Grünen-Spre-
cher Dr. Klaus Schröder begründe-
te den erneuten Antrag seiner
Fraktion unter anderem damit,
dass die Spielhallen in Paderborn
im Jahr 2016 einen Ertrag von et-
wa 18 Millionen Euro erwirtschaf-
tet hätten und es sich damit um
eine »ziemlich finanzkräftige
Branche« handele, die auch ihren
Beitrag leisten müsse. 

Den gleichlautenden Antrag
hatten die Grünen bereits für die
Haupt- und Finanzausschusssit-
zung im Dezember gestellt. Da-
mals gab es allerdings einen Patt
mit elf Ja- zu elf Nein-Stimmen der
CDU. Damit war der Antrag zwar
abgelehnt, Schröder hatte aber di-
rekt angekündigt, dass er ihn im
Rat mit anderen Mehrheitsver-
hältnissen noch einmal stellen
werde. Für die SPD betonte Man-
fred Krugmann, dass die zusätzli-
chen Einnahmen zweckgebunden
in die Präventionsarbeit fließen
sollten, um Spielsucht zu verhin-
dern. FDP-Fraktionschef Alexan-
der Senn begründete die Zustim-
mung damit, dass die Kosten und
Nebeneffekte für die Gesellschaft
nicht unerheblich seien. Insofern
sei es auch völlig legitim, die
Unternehmen daran zu beteiligen.

Kämmerer Bernhard Hartmann
bat um ein wenig Zeit für die Um-
setzung der Steuererhöhung. Der
Rat einigte sich daraufhin auf den
Stichtag 1. September.

Die Einführung einer Wettbüro-
steuer in Höhe von 3 Prozent auf
den Wetteinsatz zum 1. Juni, hatte
der Haupt- und Finanzausschuss
bereits im Dezember beschlossen.

Früher war Religion wichtiger
Von Dietmar Kemper

P a d e r b o r n (WV). Ihm sei
die schlechteste christliche Welt 
immer noch lieber als die beste 
heidnische, sagte Heinrich Böll 
einmal. Braucht der heutige 
Staat die Religion? So lautete 
die Leitfrage beim »Paderbor-
ner Religionsgespräch« im Rat-
haus. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg sei
das gar keine Frage gewesen, be-
tonte die ehemalige Bundesbil-
dungsministerin und deutsche
Botschafterin beim Heiligen Stuhl,
Annette Schavan. Nach der gottlo-
sen Nazi-Zeit hätten die Väter und

Mütter des Grundgesetzes die
christliche Religion als einzig wirk-
same Kraft gegen alles Totalitäre
angesehen. In den Jahrzehnten da-
nach sei die Bedeutung von Reli-
gion gesunken, ihre Deutungsmus-
ter seien »durch die Deutungsmus-
ter der Wissenschaft ersetzt wor-
den«. Tatsächlich sind die Zeiten,
als nach dem Zweiten Weltkrieg 97
Prozent der West- und 92 Prozent
der Ostdeutschen entweder evan-
gelisch oder katholisch waren, lan-
ge vorbei. In der Gegenwart sieht
Schavan den Negativtrend aber ge-
stoppt: »80 Prozent der Menschen
weltweit sagen: wir glauben.«

Christiane Florin, Journalistin
beim Deutschlandfunk, verwies
auf die Präambel des Grundgeset-
zes, wonach Religionen willkom-

men und nötig seien. Politiker
dürften sie benoten – zum Bei-
spiel bekomme der Islam immer
wieder einen »Eintrag ins Klassen-
buch« –, aber der Staat müsse
neutral sein. Kein Verständnis hat
Florin für Religionsgemeinschaf-
ten, »in denen Männer mehr wert
sind als Frauen« und in denen sich
Priester, die Kinder missbrauch-
ten, der Strafverfolgung entziehen
könnten. Kirchen müssten sich an
den weltlichen Maßstäben der
Gleichberechtigung orientieren –
»der Staat braucht Religionen,
aber auch wache Religionskritik«.

Alle Religionsgemeinschaften
müssten gleich behandelt werden,
mahnte der Vorsitzende des Zen-
tralrats der Muslime in Deutsch-
land, Aiman Mazyek, bei der vom

Zentrum für Komparative Theolo-
gie und Kulturwissenschaften
(ZeKK) der Uni Paderborn und der
European Academy on Religion
and Society organisierten Veran-
staltung. Seit zehn Jahren fordere
die islamische Seite Seelsorger für
die muslimischen Soldaten der
Bundeswehr – ohne Erfolg. Mazy-
ek: »Die Politik fürchtet sich vor
öffentlichen Diskussionen wie
›Jetzt auch noch muslimische
Imame in der Bundeswehr‹.«

Dass Muslime benachteiligt
werden, glaubt Annette Schavan
nicht. Die islamische Theologie
habe sich an den deutschen Hoch-
schulen etabliert. Die Verträge, die
der deutsche Staat mit den Kir-
chen abschließt, hätten diesen
eine »komfortable Situation« ver-

schafft, aber die Bereitschaft zu
energischen intellektuellen Dis-
kussionen eher geschwächt, be-
dauert die Professorin für Jüdi-
sche Studien an der Uni Pader-
born, Elisa Klapheck. Der Staat
brauche »gute Religion«, nicht
Antworten von gestern und er-
starrte Traditionen.

 Durch die Verträge mache der
Staat die Religionen größer und
wichtiger, als sie es in Wirklich-
keit seien, rügte der Professor für
systematische Theologie an der
Uni Köln, Hans-Joachim Höhn. Da-
durch sei der Eindruck entstan-
den, als dürften sie nicht kritisiert
werden, weil sie ja Schwachen hel-
fen und Sinn im Leben vermitteln.
Diesen Heiligenschein hält Höhn
für unangemessen. 

Die Väter des Grundgesetzes hielten sie für unerlässlich – heute steht sie in der Kritik

Diskutierten vor Paderborns Stadtfahne über die Bedeutung von Religion (von links):
Aiman Mazyek, Annette Schavan, Christiane Florin, Hans-Joachim Höhn, Elisa Klap-

heck und die Moderatorin Susanne Fritz. Einig waren sie sich darin, dass gute Reli-
gion dem Staat und den Menschen Nutzen bringen kann.  Foto: Dietmar Kemper
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